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Die Verfassung der USA konzediert dem Präsidenten um-
fassende Besetzungs- und Budgetvorschlagsrechte zur 
Steuerung der Bun des verwaltung. Das erste Amtsjahr 
von Donald Trump war gekennzeichnet von Schlie-
ßungs  drohungen, Ressourcenentzug und Nominie-
rungs verweigerung. Der Beitrag deutet Trumps radikale Ver-
waltungs politik verdeckte Deregulierungsstrategie, die jen-
seits legislativer Prozeduren die Regulierungsstandards im 
Umweltschutz sowie bei der Arbeitsplatzsicherheit und bei 
der Gesundheitsvorsorge industriefreundlich senken soll. Als 
tiefere Ursache für die aktuelle Lage wird die parteipolitische 
Polarisierung zwischen Republikanern und Demokraten in den 
USA ausgemacht – es werden aber auch Bezüge zu neuen auto-
ritären Herrschaftsstilen in anderen Demokratien verdeutlicht.   
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Der Beitrag betrachtet die zur Regierungsbildung 2017/18 füh-
renden Prozesse aus dem Blickwinkel der Verwaltungs politik. 
Die verwaltungspolitischen Aussagen im Koa litions vertrag wer-
den analysiert und entsprechende Aspekte der Dis kussionen 
im Umfeld der Verhandlungen aufgegriffen. Aussagen zur 
Organisation und zum Personal werden auf ihre Aussagekraft 
für den Stand der verwaltungspolitischen Debatte abgeklopft.      
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Der unbestimmte Rechtsbegriff der finanziellen Leis tungs-
fähigkeit findet sich in den Gemeinde ordnungen, anderen 
Lan desgesetzen und Gemeindehaushalts verord nungen al-
ler Flächenländer. Die Auslegung und Bewertung dieses 
Rechtsbegriffes ist von zentraler Bedeutung für die Praxis der 
Finanzaufsicht. Nachdem der Landesrechnungshof in Hessen 
das Innenministerium darauf hingewiesen hatte, objektive 
Kriterien zur Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit 
festzulegen, wurde in Hessen Ende 2015 der Versuch gestar-
tet, die in Rede stehende Begrifflichkeit zu konkretisieren. 
Bis dahin oblag die Bewertung, ob eine Gemeinde noch fi-
nanziell leistungsfähig und damit beispielsweise eine weite-
re Kreditaufnahme zuzulassen ist, einer (eher) subjektiven 
Einschätzung des Aufsichtsbeamten eines Aufsichtsbezirks. In 
einer vom Innenministerium ins Leben gerufenen Arbeitsgruppe 
wurde daher das Kommunale Aus wertungssystem Hessen 
(kash) als Kennzahlensystem entwickelt. Der Beitrag reflektiert 
die Hintergründe des Vorhabens sowie die Felderfahrungen 
nach rund zwei Jahren Praxis.
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In den vergangenen zwei Jahrzehnten ist die Kassen kre-
ditverschuldung vieler deutscher Kommunen stark ange-
stiegen. Hohe Kassen kre ditbestände unterliegen neben dem 
Liquiditätsrisiko einem gesteigerten Zinsänderungsrisiko, 
zu dessen Begrenzung Finanzderivate eingesetzt werden 
können. In den Jahren vor der Finanzkrise haben Kom-
munen in Deutschland Derivateverträge unterzeichnet, die 
zu Ver lusten in Millionenhöhe führten. In der Folge wur-
den und werden Derivate im kommunalen Bereich als kri-
tisch eingestuft. Ziel neben einer Beschreibung der aktuellen 
Verschuldungssituation ist die Un ter suchung, inwiefern ausge-
wählte Zinsderivate ein geeignetes Mit tel zur Absicherung der 

hohen Kassenkreditbestände gegenüber dem zahlungsstromori-
entierten Zinsänderungsrisiko sind. 
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Die Reformdebatte über Erfahrungen und Entwicklungs per-
spektiven „neuer“ Steuerungsmodelle im Bedingungsrahmen 
des kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens hat in 
der Fachöffentlichkeit zuletzt deutlich nachgelassen. Das 
Ausbleiben des Diskurses mag man allerdings kaum als 
Ausdruck der Tatsache werten, dass hinsichtlich potenzieller 
und tatsächlicher Wirkungen ergebnisorientierter Ziele und 
Kennzahlen in den Produkthaushalten und deren Vereinbarkeit 
mit kommunalpolitischer Handlungslogik keine Forschungs-
bedarfe bzw. Praxisprobleme mehr bestünden. Mit diesem 
Beitrag wird eine sekundäranalytische Betrachtung zum 
Transparenzempfinden und zur Steuerungsrelevanz produktori-
entierter Ziele und Kennzahlen vorgelegt und für eine politik-
wissenschaftliche Fundierung um die Ergebnisse einer mikropo-
litischen Fallstudie ergänzt. 
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Verwaltung überschätzt? 96
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Die Einführung der elektronischen Aktenführung gilt 
als Schlüssel vorhaben zur Digitalisierung der öffentli-
chen Verwaltung. Der Beitrag ent wickelt die These, dass 
die hinter der eAkte sichtbare Interpretation von digita-
ler Verwaltungsarbeit letztlich der dokumentenzentrier-
ten Vor gangs bearbeitung des 19. Jahrhunderts verpflich-
tet bleibt. Falsch verstanden werden eAkte-Projekte so zu 
Digitalisierungs ver hin de rungs pro jekten, es droht das Abbiegen 
in eine weitere mit deutscher Gründ lichkeit befahrene 
E-Government-Sackgasse. Die Lösung könnte darin be stehen, 
analoge wie digitale Dokumente weitgehend abzuschaffen und 
nur mit den in ihnen gespeicherten Informationen zu arbeiten.

Die Mär vom Generationenkonflikt durch Digitalisierung 100
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Estland hat den Ruf, digitaler Vorreiter Europas zu sein. Der 
ehemalige Staatspräsident Toomas Hendrik Ilves hat 2017 
den renommierten Reinhard-Mohn-Preis für Digitalisierung 
bekommen. Deutschland hinkt hingegen weit hinter-
her, in der Infrastruktur, aber auch im E-Government. Ein 
Blick über die Grenzen zeigt, dass die German Angst vor 
Veränderungsprozesse unbegründet ist. Ein Mentalitätswandel 
hängt die ältere Generation keineswegs ab, wie die empirische 
Untersuchung vor Ort zeigt. Grundlage dafür ist aber, dass die 
Bürger dem Staat vertrauen und eine digitale Identität geschaf-
fen wird.
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Kommunale Ba uhöfe sind stets unter Zugzwang. Die politische 
Ver  tre tung verlangt den Nachweis der Wirtschaftlichkeit des 
eigenen kommunalen Bauhofs und die Bevölkerung hat sehr 
indivi duelle Er war tungen an einen „angemessenen“ Pflege- und 
Be wirt schaf tungs stan dard in ihrem Wohnort. Ziel dieser Studie 
war es daher, Ver gleichs kenn zahlen von Bauhöfen für die kom-
munale Praxis anzubieten, mit denen die kommunale Praxis 
Parameter an die Hand bekommt, um „ihren“ Bauhof hinsicht-
lich Wirtschaftlichkeit besser einschätzen zu können. 
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